
II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) Nr. 363/2012 DER KOMMISSION 

vom 23. Februar 2012 

zu den Verfahrensvorschriften für die Anerkennung und den Entzug der Anerkennung von 
Überwachungsorganisationen gemäß der Verordnung (EU) Nr. 995/2010 des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die Verpflichtungen von Marktteilnehmern, die Holz und 

Holzerzeugnisse in Verkehr bringen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf Verordnung (EU) Nr. 995/2010 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 20. Oktober 2010 über die 
Verpflichtungen von Marktteilnehmern, die Holz und Holz­
erzeugnisse in Verkehr bringen ( 1 ), insbesondere auf Artikel 8 
Absatz 7, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) Nr. 995/2010 zielt insbesondere 
darauf ab, das Risiko, dass Holz und Holzerzeugnisse 
aus illegalem Einschlag auf dem Binnenmarkt in Verkehr 
gebracht werden, weitestgehend zu begrenzen. Über­
wachungsorganisationen sollten Marktteilnehmern dabei 
helfen, die Anforderungen dieser Verordnung zu erfüllen. 
Dazu sollten sie eine Sorgfaltspflichtregelung ausarbeiten, 
den Marktteilnehmern das Recht zur Anwendung dieser 
Regelung erteilen und ihre ordnungsgemäße Anwendung 
überprüfen. 

(2) Über die Anerkennung einer Überwachungsorganisation 
sollte die Kommission in einem gerechten, transparenten 
und unabhängigen Verfahren entscheiden. Deshalb soll­
ten Antragsteller bewertet werden, nachdem die zustän­
digen Behörden der Mitgliedstaaten konsultiert und aus­
reichende Informationen über die Antragsteller gesam­
melt worden sind. Zur Informationssammlung sollten 
bei Bedarf auch Besuche in den Räumlichkeiten eines 
Antragstellers gehören. 

(3) Es ist festzulegen, über welches Fachwissen und welche 
Kapazitäten eine Überwachungsorganisation verfügen 
muss, damit sie ermitteln kann, ob Holz den einschlägi­
gen Rechtsvorschriften des Landes seines Einschlags ent­
spricht, und Verfahren empfehlen kann, mit denen sich 
das Risiko des Inverkehrbringens von Holz und Holz­

erzeugnissen aus illegalem Einschlag abschätzen lässt. 
Kann das ermittelte Risiko nicht vernachlässigt werden, 
muss die Überwachungsorganisation auch in der Lage 
sein, angemessene Maßnahmen zu seiner wirksamen Mi­
nimierung zu empfehlen. 

(4) Es ist sicherzustellen, dass Überwachungsorganisationen 
ihre Aufgaben in transparenter und unabhängiger Weise 
wahrnehmen, sich aus ihren Aufgaben ergebende Interes­
senkonflikte vermeiden und ihre Dienstleistungen erbrin­
gen, ohne Marktteilnehmer zu diskriminieren. 

(5) Über den Entzug der Anerkennung sollte die Kommis­
sion in einem gerechten, transparenten und unabhängi­
gen Verfahren entscheiden. Vor ihrer Entscheidung sollte 
sie die betroffenen zuständigen Behörden der Mitglied­
staaten konsultieren und ausreichende Informationen, ge­
gebenenfalls auch durch Besuche vor Ort, sammeln. Die 
betroffene Überwachungsorganisation sollte vor der Ent­
scheidung Gelegenheit zur Stellungnahme erhalten. 

(6) Nimmt eine Überwachungsorganisation ihre Aufgaben 
nicht mehr wahr oder genügt sie den Anforderungen 
des Artikels 8 der Verordnung (EU) Nr. 995/2010 nicht 
länger, sollte die Kommission entsprechend dem Grund­
satz der Verhältnismäßigkeit je nach der Schwere der 
festgestellten Mängel die Anerkennung entweder vorüber­
gehend und/oder unter Auflagen für die Wiederanerken­
nung oder dauerhaft entziehen können. 

(7) Es ist sicherzustellen, dass das Schutzniveau natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
im Anwendungsbereich dieser Verordnung und insbeson­
dere bei der Verarbeitung personenbezogener Daten in 
den Anträgen auf Anerkennung als Überwachungsorga­
nisation den Anforderungen der Richtlinie 95/46/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 
1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbei­
tung personenbezogener Daten und zum freien Daten­
verkehr ( 2 ) und der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des
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Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezem­
ber 2000 zum Schutz natürlicher Personen bei der Ver­
arbeitung personenbezogener Daten durch die Organe 
und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Da­
tenverkehr ( 1 ) entspricht — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Ergänzend zu den in Artikel 2 der Verordnung (EU) Nr. 
995/2010 enthaltenen Begriffsbestimmungen bezeichnet im 
Sinne der vorliegenden Verordnung der Ausdruck 

1. „betroffene zuständige Behörden“ die zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten, in denen eine Überwachungsorganisation 
oder ein Antragsteller, der als Überwachungsorganisation an­
erkannt werden will, rechtmäßig niedergelassen ist oder im 
Sinne der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 2 ) Dienstleistungen erbringt oder zu 
erbringen beabsichtigt; 

2. „Befähigungsnachweise“ Diplome, Prüfungszeugnisse und 
sonstige von einer staatlichen, nach den Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften des betreffenden Staates benannten Be­
hörde ausgestellte Nachweise, die den erfolgreichen Ab­
schluss einer Berufsausbildung bescheinigen; 

3. „Berufserfahrung“ die tatsächliche und rechtmäßige Aus­
übung des betreffenden Berufs. 

Artikel 2 

Antrag auf Anerkennung 

(1) Jeder in der Union rechtmäßig niedergelassene öffentliche 
oder private Rechtsträger, sei er ein Unternehmen, eine Körper­
schaft, eine Firma, ein Betrieb, eine Institution oder eine Behör­
de, kann bei der Kommission einen Antrag auf Anerkennung als 
Überwachungsorganisation stellen. 

Der Rechtsträger reicht den Antrag zusammen mit den im An­
hang aufgeführten Unterlagen in einer der Amtssprachen der 
Union ein. 

(2) Um als Überwachungsorganisation anerkannt zu werden, 
muss der Antragsteller nachweisen, dass er alle Anforderungen 
des Artikels 8 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 995/2010 und 
der Artikel 5 bis 8 der vorliegenden Verordnung erfüllt. 

(3) Binnen 10 Arbeitstagen nach Erhalt bestätigt die Kom­
mission den Antragseingang und teilt dem Antragsteller das 
Aktenzeichen mit. 

Außerdem teilt sie dem Antragsteller eine Regelfrist mit, in der 
sie über den Antrag entscheiden wird. Jedes Mal, wenn die 

Kommission die Regelfrist ändert, weil sie für die Bewertung des 
Antrags weitere Informationen oder Unterlagen beschaffen 
muss, unterrichtet sie den Antragsteller. 

(4) Sind seit dem Antragseingang oder dem letzten Schreiben 
der Kommission an den Antragsteller, wobei jeweils der spätere 
Zeitpunkt maßgeblich ist, mehr als drei Monate verstrichen, und 
die Kommission hat weder eine Anerkennungsentscheidung ge­
troffen noch den Antrag zurückgewiesen, unterrichtet sie den 
Antragsteller in Schriftform über die Fortschritte bei der An­
tragsbewertung. 

Bei der Bearbeitung eines Antrags kann Unterabsatz 1 mehr als 
einmal Anwendung finden. 

(5) Die Kommission übermittelt eine Kopie des Antrags und 
der Antragsunterlagen den betroffenen zuständigen Behörden, 
die binnen einem Monat nach der Übermittlung zum Antrag 
Stellung nehmen können. 

Artikel 3 

Ergänzende Unterlagen und Zugang zu den Räumlichkeiten 

(1) Auf Verlangen der Kommission liefern der Antragsteller 
oder die betroffenen zuständigen Behörden binnen einer be­
stimmten Frist alle von der Kommission benötigten ergänzen­
den Informationen oder Unterlagen. 

(2) Der Antragsteller gewährt der Kommission Zugang zu 
seinen Räumlichkeiten, damit sie überprüfen kann, ob alle An­
forderungen des Artikels 8 der Verordnung (EU) Nr. 995/2010 
und der Artikel 5 bis 8 erfüllt sind. Die Kommission unter­
richtet den Antragsteller über einen Besuch im Voraus. Die 
betroffenen zuständigen Behörden können am Besuch teilneh­
men. 

Der Antragsteller leistet alle erforderliche Unterstützung, um 
solche Besuche zu erleichtern. 

Artikel 4 

Anerkennungsentscheidung 

Hat die Kommission nach Artikel 8 Absatz 3 der Verordnung 
(EU) Nr. 995/2010 entschieden, den Antragsteller anzuerken­
nen, unterrichtet sie ihn binnen 10 Arbeitstagen ab dem Datum 
dieser Entscheidung darüber. 

Außerdem stellt die Kommission dem Antragsteller unverzüg­
lich eine Bescheinigung über die Anerkennung aus und teilt ihre 
Entscheidung gemäß Artikel 8 Absatz 3 Unterabsatz 2 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 995/2010 den zuständigen Behörden aller 
Mitgliedstaaten binnen der in Absatz 1 genannten Frist mit. 

Artikel 5 

Rechtsträger und rechtmäßige Niederlassung in der Union 

(1) Ist der Antragsteller in mehr als einem Mitgliedstaat 
rechtmäßig niedergelassen, übermittelt er Angaben über seinen 
eingetragenen Sitz, seine Hauptverwaltung oder Hauptniederlas­
sung in der Union sowie über alle seine Geschäftsstellen, Zweig­
stellen oder Tochterunternehmen im Hoheitsgebiet der Mitglied­
staaten. Außerdem teilt der Antragsteller mit, in welchen Mit­
gliedstaaten er Dienstleistungen zu erbringen beabsichtigt.
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(2) Ist der Antragsteller eine Behörde oder Teil einer Behörde 
eines Mitgliedstaats, muss er seine Rechtsträgerschaft und recht­
mäßige Niederlassung in der Union nicht nachweisen. 

Artikel 6 

Erforderliches Fachwissen 

(1) Um zu gewährleisten, dass der Antragsteller die Aufgaben 
einer Überwachungsorganisation gemäß den Anforderungen des 
Artikels 8 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 
995/2010 ordnungsgemäß erfüllen kann, genügt dessen fachlich 
kompetentes Personal ausweislich seiner Befähigungsnachweise 
und Berufserfahrung folgenden Mindestanforderungen: 

a) formale Berufsausbildung in einem Gebiet, das für die Auf­
gaben einer Überwachungsorganisation sachdienlich ist; 

b) bei leitenden fachlichen Positionen mindestens fünfjährige 
Berufserfahrung mit Aufgaben, die denen einer Über­
wachungsorganisation verwandt sind. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe a gelten mit Forst­
wirtschaft, Umweltschutz, Rechtswissenschaften, Unternehmens­
management, Risikomanagement, Handel, Buchprüfung, Finanz­
kontrolle oder Lieferkettenmanagement verwandte Gebiete als 
sachdienlich. 

(2) Der Antragsteller führt Aufzeichnungen, in denen er Auf­
gaben und Zuständigkeiten seines Personals dokumentiert. Der 
Antragsteller wendet Verfahren an, mit denen er die Leistungs­
fähigkeit und fachliche Kompetenz seines Personals überwacht. 

Artikel 7 

Kapazitäten für die Erfüllung der Aufgaben einer 
Überwachungsorganisation 

(1) Der Antragsteller weist nach, dass alle nachstehend auf­
geführten Elemente verfügbar sind: 

a) eine Organisationsstruktur, die gewährleistet, dass die Auf­
gaben einer Überwachungsorganisation ordnungsgemäß er­
füllt werden; 

b) eine Sorgfaltspflichtregelung, die den Marktteilnehmern zur 
Verfügung gestellt und von ihnen angewendet wird; 

c) Strategien und Verfahren, die es ermöglichen, die Sorgfalts­
pflichtregelung zu überprüfen und zu verbessern; 

d) Verfahren und Abläufe für die Überprüfung, dass die Markt­
teilnehmer die Sorgfaltspflichtregelung der Überwachungs­
organisation ordnungsgemäß anwenden; 

e) Verfahren für zu ergreifende Abhilfemaßnahmen, wenn ein 
Marktteilnehmer die Sorgfaltspflichtregelung der Über­
wachungsorganisation nicht ordnungsgemäß anwendet. 

(2) Zusätzlich zu den Anforderungen aus Absatz 1 weist der 
Antragsteller nach, dass er über die finanzielle und fachliche 
Leistungsfähigkeit für die ordnungsgemäße Erfüllung der Auf­
gaben einer Überwachungsorganisation verfügt. 

Artikel 8 

Nichtvorliegen von Interessenkonflikten 

(1) Der Antragsteller besitzt eine Organisationsstruktur, die 
die Objektivität und Unparteilichkeit seiner Tätigkeit schützt. 

(2) Der Antragsteller ermittelt und analysiert Risiken von 
Interessenkonflikten, die sich aus der Erfüllung seiner Aufgaben 
als Überwachungsorganisation ergeben, darunter auch Konflikte, 
die durch seine Beziehungen zu verwandten Einrichtungen oder 
zu Unterauftragnehmern entstehen, und führt Aufzeichnungen, 
um diese Risiken zu dokumentieren. 

(3) Wurde festgestellt, dass das Risiko eines Interessenkon­
flikts besteht, setzt der Antragsteller schriftlich verfügbare Stra­
tegien und Verfahren ein, um Interessenkonflikte auf Ebene der 
Organisation und des Einzelnen zu vermeiden. Die schriftlichen 
Strategien und Verfahren werden gepflegt und angewendet. Zu 
diesen Strategien und Verfahren können auch Prüfungen durch 
Dritte zählen. 

Artikel 9 

Unterrichtung über nachträgliche Veränderungen 

(1) Eine Überwachungsorganisation unterrichtet die Kommis­
sion unverzüglich, wenn nach ihrer Anerkennung eine der fol­
genden Situationen eintritt: 

a) eine Veränderung nach ihrer Anerkennung, die gegebenen­
falls die Fähigkeit dieser Überwachungsorganisation beein­
trächtigt, die Anforderungen der Artikel 5 bis 8 zu erfüllen; 

b) die Überwachungsorganisation gründet neben den im Antrag 
aufgeführten weitere Geschäftsstellen, Zweigstellen oder 
Tochterunternehmen in der Union; 

c) die Überwachungsorganisation beschließt, Dienstleistungen 
in anderen als den im Antrag aufgeführten Mitgliedstaaten 
oder in einem Mitgliedstaat zu erbringen, für den sie gemäß 
Buchstabe d erklärt hat, die Erbringung von Dienstleistungen 
dort beendet zu haben; 

d) die Überwachungsorganisation beendet die Erbringung von 
Dienstleistungen in einem Mitgliedstaat. 

(2) Die Kommission übermittelt alle nach Absatz 1 erhalte­
nen Informationen den betroffenen zuständigen Behörden. 

Artikel 10 

Überprüfung der Anerkennungsentscheidung 

(1) Die Kommission kann eine Entscheidung über die An­
erkennung einer Überwachungsorganisation jederzeit überprü­
fen. 

Die Kommission führt eine solche Überprüfung durch, wenn 
eine der folgenden Situationen eintritt: 

a) eine betroffene zuständige Behörde unterrichtet die Kommis­
sion, dass die Überwachungsorganisation nach ihrer Feststel­
lung die in Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 
995/2010 festgelegten Aufgaben nicht mehr wahrnimmt 
oder die in Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 
995/2010 festgelegten Anforderungen gemäß den Artikeln 5 
bis 8 der vorliegenden Verordnung nicht länger erfüllt;
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b) der Kommission liegen einschlägige Informationen ein­
schließlich begründeter Bedenken Dritter vor, nach denen 
eine Überwachungsorganisation die in Artikel 8 Absätze 1 
und 2 der Verordnung (EU) Nr. 995/2010 sowie die in den 
Artikeln 5 bis 8 der vorliegenden Verordnung festgelegten 
Anforderungen nicht länger erfüllt; 

c) eine Überwachungsorganisation hat die Kommission über 
Veränderungen gemäß Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe a dieser 
Verordnung unterrichtet. 

(2) Leitet die Kommission eine Überprüfung ein, wird sie von 
einem Überprüfungsteam unterstützt, das die Überprüfung leitet 
und Kontrollen durchführt. 

(3) Der Antragsteller gewährt dem Überprüfungsteam Zu­
gang zu seinen Räumlichkeiten, damit es kontrollieren kann, 
ob alle Anforderungen des Artikels 8 der Verordnung (EU) 
Nr. 995/2010 und der Artikel 5 bis 8 der vorliegenden Ver­
ordnung erfüllt sind. Die betroffenen zuständigen Behörden 
können am Besuch teilnehmen. 

Der Antragsteller leistet alle erforderliche Unterstützung, um 
solche Besuche zu erleichtern. 

(4) Das Überprüfungsteam verfasst einen Bericht über seine 
Ergebnisse. Sachdienliche Beweise werden dem Überprüfungs­
bericht als Anhang beigefügt. 

Der Überprüfungsbericht enthält eine Empfehlung, ob die An­
erkennung als Überwachungsorganisation entzogen werden soll­
te. 

Das Überprüfungsteam übermittelt den Überprüfungsbericht 
den betroffenen zuständigen Behörden. Diese Behörden können 
binnen drei Wochen nach Übermittlung des Berichts dazu Stel­
lung nehmen. 

Das Überprüfungsteam übermittelt der betroffenen Über­
wachungsorganisation eine Zusammenfassung seiner Ergebnisse 
und die Schlussfolgerungen des Berichts. Die Organisation kann 
binnen drei Wochen nach Übermittlung der Zusammenfassung 
gegenüber dem Überprüfungsteam Stellung nehmen. 

(5) Stellt das Überprüfungsteam fest, dass eine Über­
wachungsorganisation ihre Aufgaben nicht mehr wahrnimmt 
oder den Anforderungen des Artikels 8 der Verordnung (EU) 

Nr. 995/2010 nicht länger genügt, empfiehlt es in seinem Über­
prüfungsbericht je nach der Schwere der festgestellten Mängel, 
die Anerkennung entweder vorübergehend und/oder unter Auf­
lagen für die Wiederanerkennung oder dauerhaft zu entziehen. 

Das Überprüfungsteam kann stattdessen auch empfehlen, dass 
die Kommission Abhilfemaßnahmen vorschreibt, eine offizielle 
Mahnung ausspricht oder keine weiteren Maßnahmen ergreift. 

Artikel 11 

Entscheidung über den Entzug der Anerkennung 

(1) Die Kommission entscheidet unter Berücksichtigung des 
in Artikel 10 genannten Überprüfungsberichts, ob sie die An­
erkennung einer Überwachungsorganisation entweder vorüber­
gehend und/oder unter Auflagen für die Wiederanerkennung 
oder dauerhaft entzieht. 

(2) Die Kommission kann Abhilfemaßnahmen vorschreiben 
oder eine offizielle Mahnung aussprechen, wenn die Schwere 
der festgestellten Mängel nicht gemäß Artikel 8 Absatz 6 der 
Verordnung (EU) Nr. 995/2010 zu der Feststellung führt, dass 
die Überwachungsorganisation ihre Aufgaben nicht mehr wahr­
nimmt oder den Anforderungen des Artikels 8 Absatz 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 995/2010 nicht länger genügt. 

(3) Eine Entscheidung, die Anerkennung einer Über­
wachungsorganisation zu entziehen oder gemäß Absatz 2 Ab­
hilfemaßnahmen vorzuschreiben oder eine offizielle Mahnung 
auszusprechen, wird der betroffenen Überwachungsorganisation 
und den zuständigen Behörden aller Mitgliedstaaten gemäß Ar­
tikel 8 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 995/2010 binnen 10 
Arbeitstagen ab dem Datum dieser Entscheidung mitgeteilt. 

Artikel 12 

Datenschutz 

Diese Verordnung berührt die in der Richtlinie 95/46/EG und in 
der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 festgelegten Regelungen für 
die Verarbeitung personenbezogener Daten in keiner Weise. 

Artikel 13 

Schlussbestimmungen 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 23. Februar 2012 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

Verzeichnis der Antragsunterlagen 

Rechtsträger, rechtmäßige Niederlassung und Erbringen von Dienstleistungen: 

— beglaubigte Kopien der in den einschlägigen nationalen Rechtsvorschriften vorgesehenen Nachweise; 

— Verzeichnis der Mitgliedstaaten, in denen der Antragsteller Dienstleistungen zu erbringen beabsichtigt. 

Erforderliches Fachwissen: 

— Beschreibung der Organisation und Struktur des Rechtsträgers; 

— Verzeichnis des fachlich kompetenten Personals mit Kopien der Lebensläufe; 

— Beschreibung der Aufgaben und Zuständigkeiten und ihrer Aufteilung; 

— ausführliche Beschreibung der Verfahren für die Überwachung von Leistungsfähigkeit und Kompetenzen des fachlich 
kompetenten Personals. 

Kapazitäten für die Erfüllung der Aufgaben einer Überwachungsorganisation: 

Ausführliche Beschreibung der folgenden Elemente: 

— Sorgfaltspflichtregelung; 

— Strategien und Verfahren für die Überprüfung und Verbesserung der Sorgfaltspflichtregelung; 

— Strategien und Verfahren für den Umgang mit Beschwerden von Marktteilnehmern oder Dritten; 

— Verfahren und Abläufe für die Überprüfung, ob die Sorgfaltspflichtregelung von den Marktteilnehmern ordnungs­
gemäß angewendet wird; 

— Verfahren für zu ergreifende Abhilfemaßnahmen, wenn ein Marktteilnehmer die Sorgfaltspflichtregelung nicht ord­
nungsgemäß anwendet; 

— System der Aufzeichnungsführung. 

Finanzielle Leistungsfähigkeit: 

— Kopie des Jahresabschlusses für das letzte Geschäftsjahr oder 

— Umsatzerklärung oder 

— sonstige Nachweise, wenn der Antragsteller die zuvor genannten aus berechtigten Gründen nicht beibringen kann; 

— Nachweis einer Haftpflichtversicherung. 

Nichtvorliegen von Interessenkonflikten: 

— Erklärung zum Nichtvorliegen von Interessenkonflikten; 

— Beschreibung der schriftlichen Strategien und Verfahren zur Vermeidung von Interessenkonflikten auf Ebene der 
Organisation und des Einzelnen, gegebenenfalls auch durch Prüfungen Dritter. 

Unterauftragsvergabe: 

— Beschreibung der an Unterauftragnehmer vergebenen Aufgaben; 

— Nachweise, dass alle Unterauftragnehmer oder gegebenenfalls gegründete Tochterunternehmen die oben beschriebenen 
einschlägigen Anforderungen erfüllen.
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